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Nr. 9 Geſetz über Dienſtverhältniſſe der Gemeindepolizeivollzugsbeamten und der in den 
Gemeindedienſt übertretenden Schutzpolizeibeamten. Vom 27. Dezember 1933. 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


Artikel l. 
In das Polizeibeamtengeſetz vom 31. Juli 1927 (Geſetzſamml. S. 151), Erſter Teil, werden 
folgende Vorſchriften aufgenommen: 
Sechſter Abſchnitt. 
Verſetzung von Vollzugsbeamten der Gemeindepolizei. 
8 26 a. 

Die Polizeivollzugsbeamten der Gemeinden und Gemeindeverbände können aus dienſt⸗ 
lichen Gründen oder auf eigenen Antrag an andere Dienſtorte in freie Stellen des Gemeinde⸗ 
polizeivollzugsdienſtes von nicht geringerem Range und nicht geringerem planmäßigen Dienſt⸗ 
einkommen verſetzt werden. Verſetzungen innerhalb eines Regierungsbezirkes verfügt der 
Regierungspräſident, ſonſt der Miniſter des Innern. 


§ 26 b. 

Die Gemeinden und Gemeindeverbände ſind verpflichtet, dem Regierungspräſidenten 
jede freie, frei werdende oder neu geſchaffene Stelle eines Gemeindepolizeivollzugsbeamten 
unverzüglich anzuzeigen und die Stelle zur Verfügung des Regierungspräſidenten offen⸗ 
zuhalten. Nimmt der Regierungspräſident die Stelle nicht binnen Monatsfriſt nach dem 
Eingange der Anzeige für eine Verſetzung nach § 26 a in Anſpruch oder erklärt er vor 
Ablauf der Friſt, daß er ſie nicht in Anſpruch nehme, ſo iſt die Gemeinde (der Gemeinde⸗ 
verband) berechtigt, die Stelle ſelbſt zu beſetzen. Die Beſtimmungen über die Anſtellung von 
Verſorgungsanwärtern und des Geſetzes über die Unterbringung von mittelbaren Staats⸗ 
bamten vom 30. März 1920 (Geſetzſamml. S. 63) bleiben unberührt. 


8 26 c. 

(1) Die Koſten des Umzugs find in den Fällen des § 26 a dem Beamten, ſoweit er nicht 
auf die Erſtattung verzichtet, nach den für Staatsbeamte in der gleichen Beſoldungsgruppe 
geltenden Vorſchriften zu vergüten. Falls ſich die abgebende und die aufnehmende Gemeinde 
über die Übernahme der Koſten nicht einigen, entſcheidet darüber die Behörde, die die Ver⸗ 
ſetzung verfügt. 

(2) Auf eigenen Antrag iſt ein Beamter nur dann zu verſetzen, wenn er auf Erſtattung 
der Umzugskosten verzichtet. Ausnahmen find nur in beſonders begründeten Fällen zuläffig 
und bedürfen der Genehmigung des Miniſters des Innern. 


8 26 d. 

Die aufnehmende Gemeinde iſt verpflichtet, den verſetzten Beamten mit feinem bis 
herigen Beſoldungsdienſtalter und ſeiner bisherigen ruhegehaltsfähigen Dienſtzeit ohne eine 
Probezeit zu übernehmen. 
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§ 26 e. 


() Hat der gemäß § 26a verſetzte Beamte am Tage der Verſetzung das 40. Lebensjahr 
überſchritten, ſo hat nach ſeinem Eintritt in den endgültigen Ruheſtand die abgebende 
Gemeinde das Ruhegehalt für die bis zur Einſtellung in den Dienſt der aufnehmenden 
Gemeinde zurückgelegte ruhegehaltsfähige Dienſtzeit nach dem vor der Einſtellung zuletzt 
bezogenen Gehalt und nach den bis dahin erreichten Ruhegehaltsſätzen zu tragen. In dem gleichen 
Umfange hat die abgebende Gemeinde bei dieſen Beamten auch für die Hinterbliebenenbezüge 
einzutreten. Das Ruhegehalt iſt ſo zu berechnen, wie wenn der Beamte die ganze ruhe⸗ 
gehaltsfähige Dienſtzeit im Dienſte der aufnehmenden Gemeinde zurückgelegt hätte. Die auf⸗ 
nehmende Gemeinde hat das Ruhegehalt und die Hinterbliebenenbezüge in voller Höhe zu 
zahlen, erhält aber den von der abgebenden Gemeinde zu tragenden Anteil erſtattet. 

(2) Im Falle einer Anderung der für die Bemeſſung des Ruhegehalts oder der Hinter⸗ 
bliebenenbezüge maßgebenden Vorſchriften iſt der zu erſtattende Anteil ſo zu berechnen, wie 
wenn der Beamte bei ſeiner Verſetzung nach den im Zeitpunkt der Zurruheſetzung oder des 
Todes im aktiven Dienſte geltenden Beſtimmungen beſoldet und in den Ruheſtand verſetzt 
worden wäre. 

(3) Wird für einen Beamten eine Militärrente oder eine Militärpenſion erſtattet, ſo 
ſtehen dieſe Beträge demjenigen Zivilpenſionsfonds zu, der den Hauptteil der Verſorgungs⸗ 
laſten für die Militärdienſtzeit trägt. 

(4) Beſtimmungen der Satzungen von Ruhegehalts⸗ oder Witwen⸗ und Waiſenkaſſen, 
wonach Beamte über ein beſtimmtes Lebensalter hinaus der Kaſſe nicht zugeführt werden 
können oder wonach für ſolche Beamte höhere Sätze zu zahlen oder Nachzahlungen zu leiſten 
ſind, finden hinſichtlich der auf Grund dieſes Geſetzes verſetzten Beamten keine Anwendung. 
Iſt die abgebende Gemeinde einer ſolchen Kaſſe angeſchloſſen, ſo iſt ſie der Kaſſe gegenüber 
berechtigt, binnen drei Monaten nach der Verſetzung zu verlangen, daß die Kaſſe die ſpäter 
zu leiſtende Ausgleichszahlung in gleicher Weiſe übernimmt, wie wenn es ſich um unmittelbar 
zu zahlende Ruhegehalts⸗ oder Hinterbliebenenbezüge handelte. In dieſem Falle regelt ſich 
die Beitragspflicht der Gemeinde gegenüber der Kaſſe ſo, wie wenn der Beamte im Dienſte 
der abgebenden Gemeinde verblieben wäre. Iſt die aufnehmende Gemeinde einer Ruhe⸗ 
gehalts⸗ oder Witwen- und Waiſenkaſſe angeſchloſſen, ſo hat die Kaſſe, falls ihr die unmittel⸗ 
bare Auszahlung der Ruhegehalts⸗ oder Hinterbliebenenbezüge an die Empfangsberechtigten 
obliegt, gegenüber der Gemeinde einen Anſpruch auf Abführung der Ausgleichsbeträge, die 
die aufnehmende Gemeinde von der abgebenden erhält. Falls die aufnehmende Gemeinde 
die Ruhegehalts⸗ oder Hinterbliebenenbezüge ſelbſt auszahlt, entfällt der ihr gegenüber der 
Kaſſe an ſich zuſtehende Erſtattungsanſpuch in Höhe der von der abgebenden Gemeinde zu 
leiſtenden Ausgleichszahlung. 

§ 26 f. 

Streitigkeiten, die ſich zwiſchen den beteiligten Gemeinden aus der Verſetzung von 
Beamten nach $ 26 a ergeben, werden von der Behörde, die die Verſetzung des Beamten aus⸗ 
geſprochen hat, unter Ausſchluß des Rechtswegs entſchieden. 


Artikel II. 
1. In das Polizeibeamtengeſetz vom 31. Juli 1927 (Geſetzſamml. S. 151) wird als § 27 a 
folgende Vorſchrift eingefügt: 
8 27a. 

Polizeibeamten, die gemäß § 14 Abſ. 1 in Verbindung mit $ 3 in die Gemeindepolizei 
übergeführt worden ſind, ſind bei der Verſetzung in den Ruheſtand die vor ihrem Eintritt in 
den Gemeindedienſt zurückgelegten Dienſtzeiten nach den für ſtaatliche Polizeibeamte geltenden 
Beſtimmungen auf die ruhegehaltsfähige Dienſtzeit anzurechnen. 

2. Das gleiche gilt für Gemeindebeamte, die als Schutzpolizeibeamte auf Grund des Zweiten 
Teiles Kapitel V8 4 der Preußiſchen Sparverordnung vom 12. September 1931 (Geſetzſamml. 
S. 179) in ſonſtigen Beamtenſtellen der Gemeinden und Gemeindeverbände angeſtellt worden ſind. 
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Artikel III. 
Der Miniſter des Innern erläßt die zur Durchführung dieſes Geſetzes erforderlichen Rechts” 
verordnungen und allgemeinen Verwaltungsvorſchriften. 


Artikel IV. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 
Berlin, den 27. Dezember 1933. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Göring Popitz. 
zugleich als Miniſter des Innern. 


Das vorſtehende, vom Preußiſchen Staatsminiſterium beſchloſſene Geſetz wird hiermit 
verkündet. 


Berlin, den 27. Dezember 1933. 
Für den Reichskanzler: 
Der Preußiſche Miniſterpräſident. 


Göring. 


(Nr. 14057.) Geſetz zur Anderung des Polizeiverwaltungsgeſetzes. Vom 27. Dezember 1933. 
Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


8:1. ; 
Im 8 59 Abſ. 1 Satz 4 des Polizeiverwaltungsgeſetzes vom 1. Juni 1931 (Geſetzſamml. ©. 77) 
wird das Wort „gebührenfreie“ geſtrichen. 


8 2. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 


Berlin, den 27. Dezember 1933. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staat3minijtertum. 
Göring 

zugleich als Miniſter des Innern. 

Das vorſtehende, vom Preußiſchen Staatsminiſterium beſchloſſene Geſetz wird hiermit 
verkündet. 
Berlin, den 27. Dezember 1933. 
Für den Reichskanzler: 
Der Preußiſche Miniſterpräſident. 


Göring. . 
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(Nr. 14058.) Polizeiverordnung über die Einführung der Brandſchau. Vom 1. Januar 1934. 


Auf Grund des Polizeiverwaltungsgeſetzes vom 1. Juni 1931 (Geſetzſamml. S. 77) und 
des 8 17 Ziffer 6 des Geſetzes über das Feuerlöſchweſen vom 15. Dezember 1933 (Geſetzſamml. 
S. 484) wird für den Umfang des Landes Preußen folgende Polizeiverordnung erlaſſen: 


8 1. 5 
Die Inhaber von Bauten ſind gehalten, den Beauftragten der Polizeibehörden zum Zwecke 
der Prüfung, ob feuergefährliche Anlagen oder Einrichtungen vorhanden ſind oder ob durch die 
Aufbewahrung von Gegenſtänden Feuersgefahr entſtehen kann, auf Verlangen den Zutritt zu 
allen Räumen und die Prüfung aller derartigen Einrichtungen und Anlagen zu geſtatten. 


8 2. 
Als Beauftragte der Polizeibehörden gelten, ſoweit es ſich nicht um uniformierte Polizei⸗ 
beamte handelt, nur Perſonen, die mit einer polizeilich geſtempelten Armbinde mit der Auffſchrift 
„Brandſchau“ und mit einem polizeilichen, mit Lichtbild verſehenen Ausweis ausgeſtattet ſind. 


8 3. 

Die Vorſchriften des § 1 gelten nicht für Betriebe, die eine eigene, den polizeilichen Vor⸗ 
ſchriften entſprechende Feuerwehr unterhalten oder die von einer polizeilich anerkannten privaten 
Brandſchutzſtelle regelmäßig überprüft werden. 

8 4. 

Gegen die Nichtbefolgung des § 1 wird hiermit die Feſtſetzung eines Zwangsgeldes in Höhe 
bis zu 150 RM angedroht. 

8 5. 8 

Dieſe Polizeiverordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in Kraft. Mit dem 
gleichen Tage verlieren alle Polizeiverordnungen gleichen oder ähnlichen Inhalts ihre Gültigkeit. 


Berlin, den 1. Januar 1934. 
Der Preußiſche Miniſter des Innern. 


Im Auftrage: 
Loehrs. 
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